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Verarbeitung von Gesundheitsdaten im Arbeitsverhältnis – Medizinischer Dienst –  
Schadensersatz
Mit seiner Klage hat der Kläger vom Beklagten die Zahlung von immateriellem Schadensersatz unter anderem auf 
der Grundlage von Art. 82 Abs. 1 DSGVO mit der Begründung verlangt, die Verarbeitung seiner Gesundheits-
daten durch den Beklagten sei unzulässig gewesen. Das Gutachten habe durch einen anderen Medizinischen 
Dienst erstellt werden müssen; jedenfalls sei die Gutachterin nicht berechtigt gewesen, bei seinem behandelnden 
Arzt telefonisch Auskünfte einzuholen. Die Verarbeitung von Gesundheitsdaten durch einen Medizinischen 
Dienst, der von einer gesetzlichen Krankenkasse mit der Erstellung einer gutachtlichen Stellungnahme zur Besei-
tigung von Zweifeln an der Arbeitsunfähigkeit eines Versicherten beauftragt worden ist, kann nach Art. 9 Abs. 2 
Buchst. h DSGVO auch dann zulässig sein, wenn es sich bei dem Versicherten um einen eigenen Arbeitnehmer des 
Medizinischen Dienstes handelt. Ein Arbeitgeber, der als Medizinischer Dienst Gesundheitsdaten eines eigenen 
Arbeitnehmers verarbeitet, ist nicht verpflichtet zu gewährleisten, dass überhaupt kein anderer Beschäftigter Zu-
gang zu diesen Daten hat.
BAG, Urt. vom 20.06.2024, 8 AZR 253/20

Urlaubsanspruch bei Freistellung im Zusammenhang mit der sog. einrichtungsbezogenen 
Impfpflicht
Hat ein Arbeitgeber einen Arbeitnehmer, der während der Geltungsdauer des vormaligen § 20a Infektions-
schutzgesetz (IfSG aF) die in § 20a Abs. 1 IfSG aF aufgestellten Voraussetzungen nicht erfüllte, von der Erbringung 
der Arbeitsleistung unbezahlt freigestellt, sind die Zeiten dieser unbezahlten Freistellung bei der Berechnung des 
Jahresurlaubs zu berücksichtigen. Dem Arbeitnehmer steht nur ein anteilig kürzerer Urlaubsanspruch zu.
BAG, Urt. vom 19.06.2024, 5 AZR 167/23

Einrichtungsbezogener Impfnachweis – unbezahlte Freistellung – Abmahnung wegen 
Nichtvorlage eines Impfnachweises
Betreiber von Pflegeeinrichtungen iSd. vormaligen § 20a Abs. 1 Infektionsschutzgesetz (IfSG aF) durften in der 
Zeit vom 16.03.2022 bis zum 31.12.2022 nicht gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 geimpfte Mitarbeiter ohne 
Fortzahlung der Vergütung von der Arbeit freistellen. Der Beklagte betreibt ein Altenpflegeheim. Die Klägerin ist 
bei ihm als Altenpflegerin beschäftigt. Sie ließ sich nicht gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 impfen und legte 
dem Beklagten entgegen der gesetzlichen Vorgabe weder einen Impfnachweis noch einen Genesenennachweis 
oder ein ärztliches Attest, dass sie nicht geimpft werden könne, vor. Der Beklagte erteilte ihr deshalb eine Abmah-
nung. Die Klage auf Entfernung der erteilten Abmahnung aus der Personalakte hatte Erfolg. Eine Abmahnung 
soll den Arbeitnehmer grundsätzlich auf eine Verletzung arbeitsvertraglicher Pflichten aufmerksam machen, ihn 
für die Zukunft zu einem vertragstreuen Verhalten auffordern und ihm mögliche Konsequenzen für den Fall einer 
erneuten Pflichtverletzung aufzeigen. In der unterlassenen Vorlage eines Immunitätsnachweises (§ 20a Abs. 2 
IfSG aF) liegt danach keine abmahnfähige Pflichtverletzung. Das in Art. 2 Abs. 1 GG wurzelnde Selbstbestim-
mungsrecht der im Pflegebereich Tätigen, in freier Entscheidung eine Impfung gegen das Coronavirus SARS-
CoV-2 abzulehnen, sowie deren Grundrecht auf körperliche Unversehrtheit (Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG) hatten Ar-
beitgeber als höchstpersönliche Entscheidung der Arbeitnehmer zu respektieren.
BAG, Urt. vom 19.06.2024, 5 AZR 192/23

Betriebsratswahl - Weniger Kandidaten als Betriebsratssitze
Bewerben sich bei einer Betriebsratswahl weniger Arbeitnehmer um einen Betriebsratssitz als Betriebsratsmit-
glieder zu wählen sind, kann ein „kleinerer“ Betriebsrat errichtet werden. Es steht der Wahl eines Betriebsrats 
nicht entgegen, wenn sich nicht genügend Bewerber für das Betriebsratsamt finden. Das folgt vor allem aus dem 
in § 1 Abs. 1 Satz 1 BetrVG ausgedrückten Willen des Gesetzgebers, dass in Betrieben mit in der Regel mindestens 
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fünf ständig wahlberechtigten Arbeitnehmern, von denen drei wählbar sind, Betriebsräte gewählt werden. Bei 
der Betriebsratsgröße ist in der Konstellation von weniger Kandidaten als zu besetzenden Betriebsratssitzen auf 
die (jeweils) nächstniedrigere Stufe des § 9 BetrVG so lange zurückzugehen, bis die Zahl von Bewerbern für die 
Errichtung eines Gremiums mit einer ungeraden Anzahl an Mitgliedern ausreicht.
BAG, Beschl. vom 24.04.2024, 7 ABR 26/23

Arbeitgeberin darf Rot als Farbe der Arbeitsschutzhose vorschreiben
Bei der Beklagten gab es eine Kleiderordnung. Danach stellte die Arbeitgeberin für alle betrieblichen Tätigkeiten in 
Montage, Produktion und Logistik funktionelle Arbeitskleidung zur Verfügung. Dazu gehörten unter anderem rote 
Arbeitsschutzhosen, die in den genannten Bereichen zu tragen waren. Nachdem der Kläger im November 2023 
auch nach zwei Abmahnungen weiterhin nicht in der roten Arbeitshose erschien, sondern weiterhin eine schwarze 
Hose trug, kündigte die Beklagte das Arbeitsverhältnis ordentlich. Die Kündigung war rechtens. Die Arbeitgeberin 
war aufgrund ihres Weisungsrechts berechtigt, Rot als Farbe für die Arbeitsschutzhosen vorzuschreiben. Da das 
Allgemeine Persönlichkeitsrecht des Klägers nur in der Sozialsphäre betroffen war, genügten sachliche Gründe. Die-
se waren vorhanden. Ein maßgeblicher berechtigter Aspekt war die Arbeitssicherheit. Die Arbeitgeberin durfte Rot 
als Signalfarbe wählen, weil der Kläger auch in Produktionsbereichen arbeitete, in denen Gabelstapler fuhren. Aber 
auch im Übrigen Produktionsbereich erhöhte die Farbe Rot die Sichtbarkeit der Beschäftigten. 
LAG Düsseldorf, Urt. vom 21.05.2024, 3 SLa 224/24

Anspruch auf gesetzlichen Mindestlohn bei Tätigkeiten im Yoga-Ashram
Der Beklagte ist ein gemeinnütziger Verein, der Zentren und Seminarhäuser betreibt. Die drei klagenden Parteien 
waren sog. Sevakas, die für einige Zeit in einem Ashram des Beklagten lebten und Dienste verrichteten. Gegen-
stand der Sevadienste sind beispielsweise Tätigkeiten in Küche, Haushalt, Garten, Gebäudeunterhaltung, Wer-
bung, Buchhaltung und die Durchführung von Yoga-Unterricht sowie die Leitung von Seminaren. Die drei kla-
genden Parteien haben Anspruch auf Zahlung des gesetzlichen Mindestlohns aufgrund ihrer Tätigkeit für den 
Beklagten in dem Yoga-Ashram. Es handelt sich bei den jeweiligen Rechtsbeziehungen um Arbeitsverhältnisse. 
Der Beklagte ist in den streitgegenständlichen Zeiträumen weder Religions- noch Weltanschauungsgemeinschaft 
gewesen. Auch die Vereinsautonomie steht den Ansprüchen nicht entgegen. 
LAG Hamm, Urt. vom 14.05.2024, 6 Sa 1128/23, 6 Sa 1129/23 und 6 Sa 1112/23

Kündigung eines Redakteurs bei der Deutschen Welle wegen antisemitischer Äußerungen 
wirksam
Der seit 2005 zunächst als freier Mitarbeiter beschäftigte Redakteur hatte im Zeitraum von 2014 bis 2019 auf 
seinen privaten Facebook- und Twitterkonten Äußerungen zu Israel und Palästina veröffentlicht, die nach Auf-
fassung des Landesarbeitsgerichts antisemitischen Charakter hatten und das Existenzrecht Israels in Abrede 
stellten. Im Jahr 2021 schloss er ein befristetes Arbeitsverhältnis mit der Deutschen Welle ab. Nachdem die 
Deutsche Welle aufgrund von Presseberichten über angeblich antisemitische Äußerungen anderer Beschäf-
tigter der arabischen Redaktion eine externe Untersuchung veranlasst hatte, löschte er 2022 einige dieser Ver-
öffentlichungen. Da der Redakteur aufgrund der Rundfunkfreiheit der Deutschen Welle gemäß Artikel 5 Ab-
satz 1 Satz 2 Grundgesetz gehalten sei, die Tendenz der Deutschen Welle zu wahren, könne er sich für 
antisemitische und das Existenzrecht Israels leugnende Äußerungen auch nicht mit Erfolg auf seine Meinungs-
freiheit (Artikel 5 Absatz 1 Satz 1 Grundgesetz) berufen.
LAG Berlin-Brandenburg, Urt. vom 04.04.2024, 5 Sa 894/23
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